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Vorblatt 


Deutsch-Österreichisches Abkommen 
über Abgabenfreiheit von Fernmeldeanlagen 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Zur Verbesserung der Rundfunk- und Fernsehversorgung der 
Grenzbevölkerung ist es bisweilen notwendig, Umsetzeran- 
lagen auf fremdem Staatsgebiet zu errichten. Ähnliches gilt 
für Flugsicherungsanlagen. 


B. Lösung 

Unter Wahrung der Gegenseitigkeit wird auf die Erhebung 
von Ein- oder Ausgangsabgaben, die in diesem Zusammen- 
hang geschuldet wären, verzichtet. 


C. Alternativen 

keine Einwendungen des Bundesrates 


D. Kosten 

keine 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. Dezember 1971 

1/4 (IV/4) — 52104 — Ab 7/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Vertrag vom 28. Juni 1971 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Öster- 
reich über die Gewährung von Abgabenfreiheit für 
Fernmeldeanlagen im Grenzgebiet 

mit Begründung. Der Wortlaut des Vertrages und eine Denk- 
schrift zum Vertrag sind beigefügt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft und Finan- 
zen. 

Der Bundesrat hat in seiner 375. Sitzung am 17. Dezember 1971 
gemäß Artikel 76 Abs, 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Brandt 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 28. Juni 1971 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 
über die Gewährung von Abgabenfreiheit 
für Fernmeldeanlagen im Grenzgebiet 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Dem in Wien am 28. Juni 1971 Unterzeichneten 
Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich über die Gewährung 
von Abgabenfreiheit für Fernmeldeanlagen im 
Grenzgebiet wird zugestimmt. Der Vertrag wird 
nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Ar- 
tikel 7 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Der Vertrag bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes der Zustimmung der für die Bun- 
desgesetzgebung zuständigen Körperschaften in der 
Form eines Bundesgesetzes, weil er sich auf Gegen- 
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Der Vertrag soll auch auf das Land Berlin Anwen- 
dung finden; das Gesetz enthält daher die übliche 
Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag 
nach seinem Artikel 7 Abs. 2 in Kraft tritt, im Bun- 
desgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 

Die in dem Vertrag vorgesehenen Abgabenvergün- 
stigungen bewirken keine nennenswerten Ein- 
nahmeausfälle. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 
über die Gewährung von Abgabenfreiheit 
für Fernmeldeanlagen im Grenzgebiet 


DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

in dem Wunsch, das Errichten und Betreiben von Fern- 
meldeanlagen im Grenzgebiet des anderen Vertrags- 
staates zu erleichtern, sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Die Vertragsstaaten werden den Betrieb von Fern- 
meldeanlagen nach Maßgabe der nachfolgenden Bestim- 
mungen durch Gewährung der Befreiung von Ein- und 
Ausgangsabgaben erleichtern. 

Artikel 2 

Im Sinne dieses Vertrages bezeichnen die Begriffe 

a) Ein- und Ausgangsabgaben: 

die Ein- und Ausfuhrzölle sowie alle anderen anläß- 
lich der Ein- oder Ausfuhr von Waren zu erhebenden 
Abgaben und Gebühren mit Ausnahme der Gebühren 
bei besonderer Inanspruchnahme der Zollverwaltun- 
gen; 

b) Fernmeldeanlagen: 

die in Artikel 3 Absatz 1 bezeichneten Anlagen und 
Einrichtungen; 

c) Betrieb einer Fernmeldeanlage: 

nicht nur den Betrieb selbst, sondern auch die Errich- 
tung, Erweiterung, Instandhaltung oder Erneuerung 
einer Fernmeldeanlage-, 

d) Eigentumsstaat: 

jenen Vertragsstaat, in dessen Gebiet die Behörde, 
Dienststelle oder Anstalt, welche die Fernmeldeanlage 
betreibt, ihren Sitz hat; 

e) Lagestaat; 

jenen Vertragsstaat, in dessen Gebiet die Fernmelde- 
anlage gelegen ist; 

f) Grenzgebiet: 

die nach dem Vertrag vom 6. September 1962 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Österreich über Zollerleichterungen im kleinen Grenz- 
verkehr und im Durchgangsverkehr festgelegten Zoll- 
grenzzonen sowie darüber hinausgehende Gebiete 
jedes der beiden Vertragsstaaten, sofern der Betrieb 
der Fernmeldeanlage in diesem Gebiet technisch und 
geographisch bedingt ist. 


Artikel 3 

(1) Waren, die aus dem freien Verkehr der Vertrags- 
staaten stammen, sind frei von Ein- und Ausgangsabga- 
ben, wenn sie unter zollamtlicher Überwachung verwen- 
det werden zum Betrieb 

a) von ortsfesten Ton-Rundfunk- und Fernseh-Rundfunk- 
Sendeanlagen, die im Grenzgebiet des Lagestaates 


wegen der geographischen Gegebenheiten ausschließ- 
lich zu dem Zweck errichtet werden, um die Rund- 
funkteilnehmer im Grenzgebiet des Eigentumsstaates 
mit genügend starken Empfangssignalen zu versorgen, 

b) von Fernmeldeleitungsanlagen des Eigentumsstaates 
im Grenzgebiet des Lagestaates, 

c) von flugsicherungstechnischen Einrichtungen im Grenz- 
gebiet des Lagestaates für im Eigentumsstaat gelegene 
Flugplätze. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 wird keine Sicherheit 
verlangt. 

(3) Die Abgabenfreiheit nach Absatz 1 hängt davon ab, 
daß der Zollstelle eine Bescheinigung vorgelegt wird, aus 
der sich die tatsächlichen Voraussetzungen für die Ab- 
gabenfreiheit ergeben. Die Bescheinigung muß ausgestellt 
sein 

a) im Fall des Absatzes 1 Buchstabe a 

— in der Republik Österreich von der zuständigen 
Rundfunk- oder Fernsehanstalt, 

— in der Bundesrepublik Deutschland von der zu- 
ständigen Oberpostdirektion oder der zuständigen 
Rundfunkanstalt, 

b) im Fall des Absatzes 1 Buchstabe b 

— in der Republik Österreich von der zuständigen 
Post- und Telegraphendirektion, 

— in der Bundesrepublik Deutschland von der zu- 
ständigen Oberpostdirektion, 

c) im Fall des Absatzes 1 Buchstabe c von der zuständi- 
gen Flugsicherungsbehörde. 

(4) Waren, die nach ihrer Ausfuhr zu in Absatz 1 ge- 
nannten Zwecken in den Eigentumsstaat wieder einge- 
führt werden, bleiben dort frei von Eingangsabgaben, 
wenn die entsprechenden Abgaben bei der Ausfuhr nicht 
erlassen, erstattet oder vergütet worden sind. 

(5) Waren, die nach den Absätzen 1 und 4 abgabenfrei 
bleiben, sind von wirtschaftlichen Ein- und Ausfuhrver- 
boten und -beschränkungen befreit. Hingegen werden die 
Rechtsvorschriften der Vertragsstaaten über sonstige 
Ein- und Ausfuhrverbote und -beschränkungen sowie die 
Rechtsvorschriften des Lagestaates über die Bewilligun- 
gen für den Betrieb einer Fernmeldeanlage nicht berührt. 


Artikel 4 

Artikel 3 ist auch auf Waren, die vor dem Inkrafttreten 
dieses Vertrages, jedoch nach dem 1. Januar 1969 einge- 
führt worden sind, anzuwenden. Bereits entrichtete Ab- 
gaben werden auf Antrag erstattet. 


Artikel 5 

Der Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Bundesminister für 
Finanzen der Republik Österreich können bei der Be- 
handlung von Fragen, die sich aus dem Vertrag ergeben. 
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insbesondere zur Beseitigung von Schwierigkeiten und 
Zweifeln bei seiner Auslegung, unmittelbar miteinander 
verkehren. 

Artikel 6 

Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung der Republik Österreich inner- 
halb von drei Monaten nach Inkrafttreten des Vertrages 
eine gegenteilige Erklärung abgibt. 


Artikel 7 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifi- 
kationsurkunden sind in Bonn auszutauschen. 

(2) Diesel Vertrag tritt zwei Monate nach Austausch 

der Ratifikationsurkunden in Kraft. , 

(3) Dieser Vertrag kann unter Einhaltung einer Frist 
von mindestens sechs Monaten zum Ende eines Kalender- 
jahres gekündigt werden. In diesem Fall tritt der Vertrag 
mit Ablauf dieses Kalenderjahres außer Kraft. 


GESCHEHEN zu Wien am 28. Juni 1971 in zwei Ur- 
schriften, 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Schirmer 
Hans Hutter 

Für die Republik Österreich 
H amme rs chmid t 
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Denkschrift 


I. Allgemeines 

Der Vertrag hat den Zweck, die Errichtung, Erwei- 
terung, Instandhaltung und Erneuerung sowie den 
Betrieb von Fernmeldeanlagen in den benachbarten 
Grenzgebieten der beiden Vertragstaaten durch 
gegenseitige Gewährung von Abgabenfreiheit bei 
der Ein- und Ausfuhr von Waren zu erleichtern. 
Fernmeldeanlagen im Sinne des Vertrages sind orts- 
feste Ton-Rundfunk- und Fernseh-Rundfunk-Sende- 
anlagen, Fernmeldeleitungsanlagen und flugsiche- 
rungstechnische Einrichtungen. 

Zur Verbesserung der Rundfunk- und Fernsehver- 
sorgung der an den Staatsgrenzen lebenden Bevöl- 
kerung, insbesondere in Gebirgsgegenden, ist es 
bisweilen notwendig, Umsetzeranlagen auf fremdem 
Staatsgebiet zu errichten. So unterhält der Bayeri- 
sche Rundfunk mehrere Umsetzeranlagen auf öster- 
reichischem Gebiet. Zur Zeit wird vom Bayerischen 
Rundfunk auf dem Untersberg, Land Salzburg, eine 
derartige Anlage gebaut, die der Fernsehversorgung 
der Gebiete Bad Reichenhall, Freilassing und Markt 
Schellenberg dient. Die Errichtung weiterer Sende- 
anlagen der Rundfunkanstalten und der Deutschen 
Bundespost (u. a. für 2. und 3. Fernsehprogramm) im 
österreichischen Grenzgebiet ist beabsichtigt. Umge- 
kehrt unterhält der österreichische Rundfunk im 
deutschen Grenzgebiet bereits zwei Sendeanlagen. 
Die Errichtung weiterer Anlagen könnte erforderlich 
werden. Es erscheint nicht gerechtfertigt, in diesen 
Fällen Ein- oder Ausgangsabgaben zu erheben. 

Abgabenfreiheiten sollen auch gewährt werden für 
den Betrieb von Fernmeldeleitungsanlagen des 
einen Staates durch das Grenzgebiet des anderen 
Staates. So ist z. B. ein Teilstück der Fernmelde- 
leitung Salzburg-Wörgl auf Kosten der österreichi- 
schen Post- und Telegraphenverwaltung über deut- 
sches Gebiet verlegt. In anderen Grenzgebieten füh- 
ren Fernmeldeleitungsanlagen der Deutschen Bun- 
despost über österreichisches Grenzgebiet. 

Schließlich sieht der Vertrag Abgabenfreiheiten vor 
für flugsicherungstechnische Einrichtungen, die für 
im Grenzgebiet des anderen Staates gelegene grenz- 
nahe Flugplätze verwendet werden. So betreibt das 
österreichische Bundesamt für Zivilluftfahrt auf dem 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland in Surheim/ 
Landkreis Laufen (Oberbayern) für Zwecke des 
Flughafens Salzburg eine Flugsicherungsanlage, die 
ständig erneuert und verbessert wird. 

II. Besonderes 

Zu Artikel 1 

Diese Bestimmung umschreibt in allgemeiner Form 
den Inhalt des Vertrages. 


Zu Artikel 2 

Die im Vertrag verwendeten Begriffsbestimmungen 
sind in dieser Vorschrift erläutert. 

Zu Artikel 3 

In dieser Bestimmung wird festgelegt, in welchem 
Umfange Waren, die für die begünstigten Zwecke 
verwendet werden, frei von Ein- und Ausgangs- 
abgaben bleiben. Die Abgabenfreiheit setzt voraus, 
daß die Waren aus dem freien Verkehr eines der 
Vertragstaaten stammen. Die Abgabenfreiheit ist 
ferner davon abhängig, daß die Waren unter zoll- 
amtlicher Überwachung zu den begünstigten Zwek- 
ken (Absatz 1) verwendet werden. Sicherheiten 
werden nicht verlangt (Absatz 2). Die Vorausset- 
zungen für die Abgabenfreiheit sind durch Beschei- 
nigungen nachzuweisen (Absatz 3). Werden Waren 
wieder in den Ausgangsstaat zurückverbracht, so 
bleiben sie nach Absatz 4 nur abgabenfrei, wenn bei 
ihrer Ausfuhr die entsprechenden Abgaben nicht 
erlassen, erstattet oder vergütet worden sind. Ab- 
satz 5 stellt klar, daß Waren, die nach den Bestim- 
mungen des Vertrages abgabenfrei bleiben, auch 
keinen wirtschaftlichen Ein- und Ausfuhrverboten 
und -beschränkungen unterliegen. Rechtsvorschrif- 
ten der Vertragstaaten über sonstige Ein- und Aus- 
fuhrverbote und -beschränkungen sowie über die 
Bewilligung für den Betrieb einer Fernmeldeanlage 
werden dagegen von dem Vertrag nicht berührt. 

Zu Artikel 4 

Im Vorgriff auf die im Vertrag getroffenen Rege- 
lungen werden Eingangsabgaben für eingeführte 
Waren gestundet. In der Republik Österreich wird 
ebenso verfahren. Die Bestimmung sieht daher vor, 
daß der Vertrag auch auf Waren anzuwenden ist, 
die vor Inkrafttreten des Vertrages, jedoch nach 
dem 1. Januar 1969 eingeführt worden sind. Soweit 
Abgaben entrichtet worden sind, ist deren Erstattung 
auf Antrag vorgesehen. 

Zu Artikel 5 

Diese Bestimmung sieht vor, daß die zuständigen 
Bundesminister der beiden Staaten unmittelbar mit- 
einander verkehren können. 

Zu Artikel 6 

Der Vertrag soll auch im Land Berlin gelten. Arti- 
kel 6 enthält daher die übliche Klausel über die 
völkerrechtliche Einbeziehung des Landes Berlin. 

Zu Artikel 7 

Dieser Artikel enthält die üblichen Schlußklauseln 
über die Ratifikation, das Inkrafttreten und die Kün- 
digung des Vertrages. 
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